




§3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

26.251.469 Euro 
festgesetzt. 

§4

Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans 
wird auf 12.166.549 EUR 
festgesetzt. 

§5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 
festgesetzt. 

§6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 
wie folgt festgesetzt: 

Realsteuern: 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 
1.3.Gewerbesteuer auf 

§7

88.000.000 EUR 

380 v.H. 
650 v.H. 
565 v.H. 

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 2022 wieder herge­
stellt. Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der 
Ausführung des Haushaltsplans umzusetzen. 

§8

Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend" (kw) angebracht ist, dürfen freiwerdende 
Stellen dieser Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe nicht mehr besetzt werden. 

Die im Stellenplan ausgewiesenen Vermerke „künftig umzuwandeln" (ku) sind entsprechend der 
Bemerkungen in der Stellenübersicht B umzuwandeln. 

Die im Stellenplan A ausgewiesenen Beamtenstellen können im laufenden Haushaltsjahr auch mit 
Beschäftigten unter tarifgerechter Eingruppierung besetzt werden. Gleiches gilt für die Besetzung 
von Beschäftigtenstellen mit entsprechenden Beamten. Die Umwandlung der Stellen im Stellen­
plan erfolgt im darauffolgenden Haushaltsjahr. 

§9

Erheblich gemäß § 83 Abs. 2 GO NW sind Aufwendungen bzw. Auszahlungen, wenn sie 10 v. H. 
des Haushaltsansatzes überschreiten. Überschreitungen, außerplanmäßige Aufwendungen bzw. 
Auszahlungen bis zu 10.000 EUR sind unabhängig vom Haushaltsansatz unerheblich. 






